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Einspracheverfahren 
 
1. Allgemeines 
Gegen den Veranlagungsentscheid kann der Steuerpflichtige innert 30 Tagen nach 
Zustellung bei der Veranlagungsbehörde schriftlich Einsprache erheben. Der Steuer-
pflichtige braucht die Einsprache nicht zu begründen, es sei denn, es liege eine Er-
messensveranlagung vor (vgl. StP 164 Nr. 3). 
Das Einspracheverfahren ist in der Regel mündlich und kostenlos. Auf Antrag des 
Steuerpflichtigen oder der Veranlagungsbehörde wird es schriftlich durchgeführt. Im 
Einspracheverfahren hat die Behörde die gleichen Befugnisse wie im Veranlagungs-
verfahren. Ein Rückzug der Einsprache ist unbeachtlich, wenn anzunehmen ist, dass 
die Veranlagung unrichtig war. Die Behörde kann alle Steuerfaktoren neu festsetzen. 
Nach Anhören des Steuerpflichtigen kann sie die Veranlagung auch zu seinem 
Nachteil abändern. Der Entscheid ist kurz zu begründen. Der Einsprecher kann auf 
eine schriftliche Begründung verzichten. 
 
2. Formerfordernisse 
Die Einsprache muss schriftlich erhoben werden. Zudem muss sie eine eigenhändige 
Unterschrift des Einsprechers oder seines Vertreters enthalten. Aufgrund des Erfor-
dernisses der eigenhändigen Unterschrift sind Einsprachen per Fax oder E-Mail nur 
unter sehr restriktiven Voraussetzungen zulässig.  
Aufgrund der bundesgerichtlichen Rechtsprechung sowie der kantonalen Gerichts-
praxis ist das Fehlen der eigenhändigen Unterschrift ein Mangel, der sich grundsätz-
lich innert (angesetzter) Nachfrist beheben lässt. Von der Ansetzung einer Nachfrist 
ist jedoch dann abzusehen, wenn dem Einsprecher bezüglich seiner konkreten 
Handlung Rechtsmissbrauch vorzuwerfen ist (StRE 94/2009, Erw.5.3.6). Rechts-
missbrauch liegt etwa dann vor, wenn der Einsprecher in voller Kenntnis des Man-
gels (fehlende Unterschrift) eine Eingabe mittels Fax oder E-Mail vornimmt, indem er 
sich auf die Gewährung einer Nachfrist zur Behebung des anfänglichen Mangels ver-
lässt. Dies gilt auch dann, wenn das Original der Einsprache nach der dreissigtägi-
gen Einsprachefrist postalisch eingereicht wird (StRE 94/2009, m.w.H.). Gemäss § 
162 Absatz 2 StG muss eine Einsprache gegen eine Ermessenseinschätzung über-
dies begründet sein und allfällige Beweismittel nennen (vgl. StP 164 Nr. 3). 
Wird eine Einsprache mündlich auf dem Steueramt vorgetragen, erfordert dies zur 
Wahrung der schriftlichen Formvorschriften zumindest ein Protokoll und eine unter-
schriftliche Bestätigung der Einsprache von Seiten des Steuerpflichtigen in Gegen-
wart des Steuerbeamten.  
Ist ungewiss, ob ein Einsprachewille (d.h. der Wille, die entsprechende Verfügung 
anzufechten) vorhanden ist, muss der steuerpflichtigen Person Gelegenheit gegeben 
werden, sich zur Frage zu äussern, ob sie die Verfügung durch Einsprache anfechten 
wolle. Die entsprechende Aufforderung kann mit einer Fristansetzung und der An-
drohung, die Eingabe werde im Säumnisfall nicht als Einsprache behandelt, verbun-
den werden (vgl. Zweifel, in: Zweifel/Athanas (Hrsg.), Kommentar zum Schweizeri-
schen Steuerrecht, Bd. I/2b, Basel 2000, Art. 132 N 19). 
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3. Fristwahrung 
Zur Wahrung einer Frist müssen schriftliche Eingaben vor Ablauf der Frist der Steu-
erbehörde oder der schweizerischen Post übergeben werden. Die Beweislast für die 
rechtzeitige Zustellung trägt der Steuerpflichtige. Da es sich bei der Einsprachefrist 
um eine gesetzliche Frist handelt, kann sie keinesfalls erstreckt werden. 
Auch bei eigener Datierung mit einem Frankiermaschinenstempel ist für die Frage 
der Fristwahrung auf den amtlichen Poststempel abzustellen, da private Frankierma-
schinenstempel manipuliert werden können.  
Bei Verwendung einer Frankiermaschine trägt der Absender das Risiko, den Nach-
weis der rechtzeitigen Postaufgabe mit anderen tauglichen Mitteln (z.B. Vermerk von 
Zeugen auf der Sendung) zu erbringen. 
 
4. Fristwiederherstellung 
Nach § 164 Absatz 3 StG kann eine versäumte Frist auf begründetes Gesuch hin 
wieder hergestellt werden, wenn den Säumigen oder seinen Vertreter kein Verschul-
den trifft. Das Fristwiederherstellungsgesuch ist innert 30 Tagen seit Wegfall des 
Hinderungsgrundes bei der Veranlagungsbehörde einzureichen. Die Fristwiederher-
stellung ist in der Steuerpraxis unter StP 164 Nr. 2 detailliert beschrieben. 
 
5. Neuansetzung einer Einspracheverhandlung 
Eine neue Einspracheverhandlung wird nur angesetzt, wenn sich der Steuerpflichtige 
vorher entschuldigt hat oder wenn wichtige Gründe wie Landesabwesenheit, Krank-
heit oder Militärdienst ihn an einer rechtzeitigen Entschuldigung gehindert haben (§ 
39 StV). Damit sind dieselben Gründe wie bei der Fristwiederherstellung gemeint 
(vgl. StP 164 Nr. 2). Eine Neuansetzung einer Einspracheverhandlung ist also in der 
Regel nur dann gerechtfertigt, wenn sich der Steuerpflichtige vorher entschuldigt hat. 
Das Vergessen eines Termins kann beispielsweise nie einen Entschuldigungsgrund 
von der Art bilden, der im Sinne von § 39 StV zulassen würde, dass eine neue Ein-
spracheverhandlung angesetzt werden kann. 
Nimmt der Pflichtige an der angesetzten Einspracheverhandlung unentschuldigt nicht 
teil, so nimmt die Veranlagungsbehörde den Einspracheentscheid aufgrund der vor-
handenen Akten vor. Dabei wird auf allenfalls in einer schriftlichen Einsprachebe-
gründung vorgebrachte Argumente eingegangen. Lässt die Aktenlage keinen Ent-
scheid zu, werden zusätzliche Unterlagen von den Steuerpflichtigen einverlangt. 
 
6. Begründungspflicht 
Das Thurgauische Verwaltungsrechtspflegegesetz sieht die Begründungspflicht von 
Verfügungen vor (§ 18 Abs. 1 Ziff. 2 VRG). Unter Vorbehalt abweichender Vorschrif-
ten können Entscheide der Verwaltungsbehörden ohne Begründung eröffnet werden: 
– soweit unbestrittenen Begehren voll entsprochen wird (VRG 19 Ziffer 1); 
– sofern gegen den Entscheid die Einsprache bei der gleichen Behörde zulässig ist 

(VRG 19 Ziff. 2; z.B. Veranlagungsverfügungen, aber § 163 Abs. 2 StG, vgl. dazu 
StP 163 Nr. 1 Ziffer 1). 
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Das Thurgauische Steuergesetz als Spezialgesetz zum VRG schreibt für Einspra-
cheentscheide ebenfalls die Begründungspflicht vor. Fehlt dieses Formerfordernis, 
liegt in einer ungenügenden Begründung eines Entscheides eine Verweigerung des 
rechtlichen Gehörs.  
Die Mangelhaftigkeit bei Vorliegen eines Motivierungsansatzes bewirkt bloss die An-
fechtbarkeit des Entscheides. Fehlt aber jegliche Begründung, ist dieser Mangel nicht 
heilbar. Es liegt ein nichtiger Entscheid vor.  
Werden anlässlich der Einspracheverhandlung die Probleme ausführlich besprochen 
und begründet, liegt jedoch keine Verletzung des rechtlichen Gehörs vor. Die Be-
gründung muss nicht auf jedes vorgebrachte Argument des Steuerpflichtigen einge-
hen. Die Behörde darf sich darauf beschränken, die wesentlichen Entscheidungs-
gründe festzuhalten. Zu offensichtlich haltlosen Vorbringen muss nicht Stellung ge-
nommen werden (vgl. Haubensak/Litschgi/Stähelin, Kommentar zum Gesetz über die 
Verwaltungsrechtspflege des Kantons Thurgau, N 1 zu § 18 VRG).  
Im Weiteren richtet sich der Umfang der Begründungspflicht nach der Komplexität 
des zu beurteilenden Sachverhaltes (Pra 74 (1985) Nr. 171). Der Einsprecher kann 
zudem auf eine schriftliche Begründung verzichten (§ 166 Abs. 2 StG). 
 
7. Erfordernis der Unterschrift 
Gemäss § 18 Absatz 1 Ziffer 8 VRG muss ein Entscheid die erforderlichen Unter-
schriften enthalten. Handelt es sich jedoch nicht um eine Verwaltungsstreitsache, 
kann bei einer Vielzahl gleichartiger Entscheide in Form von Computerausdrucken 
auf die Unterschrift verzichtet werden (§ 18 Abs. 3 VRG).  
Beim Veranlagungsverfahren handelt es sich ohne Zweifel um ein Massenverfahren, 
bei dem auf die Unterschrift verzichtet werden kann. Das Einspracheverfahren ist 
ebenfalls keine Verwaltungsstreitsache, sondern führt das Veranlagungsverfahren 
weiter und zum Abschluss. Das geht bereits aus § 166 StG hervor, welcher be-
stimmt, dass die Behörde im Einspracheverfahren alle Steuerfaktoren neu festsetzen 
kann. Dementsprechend rechtfertigt es sich, § 18 Absatz 3 VRG auf das steuerrecht-
liche Einspracheverfahren anzuwenden und vom Gültigkeitserfordernis der Unter-
schrift beim Einspracheentscheid abzusehen.  
Praxisgemäss werden die Einspracheentscheide vor allem höflichkeitshalber trotz-
dem unterschrieben. Dies ändert aber nichts daran, dass der Einspracheentscheid 
auch ohne Unterschrift gültig ist. 


